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Gut zwei Jahre nach den ersten Meldungen 
eines überraschenden, ja untragbaren Defizits 
in Griechenland bleibt das europäische Fi-
nanzsystem schwer angeschlagen: Die Stabili-
tät des Bankensektors wird hinterfragt. Zahl-
reiche Banken sind faktisch vom Interban-
kenmarkt ausgeschlossen und müssen sich 
über das Europäische System der Zentralban-
ken (ESZB) refinanzieren. Sogar einst als un-
umstösslich geltende Kernländer der Eurozo-
ne geraten unter Druck. Ausgehend von er-
heblichen Schieflagen in den Staatshaushalten 
von Ländern an der Peripherie der Eurozone 
– zuerst in Griechenland, danach in Irland 
und in Portugal – hat sich eine Schuldenkrise 
für die gesamte Eurozone entwickelt. Die Kri-
se hat dabei zu tiefgreifenden Veränderungen 
in den Institutionen und der Gouvernanz in 
der Eurozone geführt. Die Einführung von 
Rettungsschirmen zur Stabilisierung der 
Währungsunion, die Anpassungen am Stabi-
litäts- und Wachstumspakt oder die Hinwen-
dung zur verstärkten Zusammenarbeit in der 
Wirtschafts- und Finanzpolitik sind nur eini-
ge Beispiele von den unter dem Druck der Fi-
nanzmärkte vorangebrachten Reformen.

Wie konnte es dazu kommen?

Die peripheren Eurostaaten werden in der 
öffentlichen Wahrnehmung häufig als Ursa-
che der Krise ausgemacht. Dabei stehen Aus-
mass und Auswirkungen der Krise im schar-
fen Gegensatz zur wirtschaftlichen Grösse 
dieser Staaten: Sowohl Griechenland als auch 
Irland und Portugal sind – gemessen an ihrer 
Wirtschaftsleistung – eher Zwerge in der Eu-
rozone (siehe Tabelle 1). Das Bruttoinland-
produkt (BIP) Portugals machte 2010 ledig-
lich 1,9% des BIP der gesamten Eurozone 
aus, im Fall Irlands gar nur 1,7%. Auch das 
am stärksten unter Druck geratene Griechen-
land ist mit einem Anteil von 2,5% am BIP 
der gesamten Eurozone eine kleine Volks-
wirtschaft. Es drängt sich daher die Frage auf, 
wie es möglich ist, dass das Schicksal dieser 
kleinen Volkswirtschaften den gesamten eu-
ropäischen Wirtschaftsraum, ja gar die glo-
bale Wirtschaft in Atem halten können. Der 
Schlüssel zur Beantwortung dieser Frage liegt 
in vielfältigen und weitverzweigten finanziel-
len Verflechtungen, in denen Banken eine 
zentrale Rolle spielen.

Banken und Staaten sind eng verwoben

Die nationale Dimension

Viele Staaten der Eurozone sind mit den 
jeweils in ihnen domizilierten Banken finan-
ziell eng verbunden. Zum einen halten viele 
dieser Banken grosse Bestände an Staatsanlei-
hen ihres Domizilstaats. So betrugen gemäss 
den Stresstests der European Banking Autho-
rity (EBA) Ende 2010 die Forderungen der 
grössten griechischen Geschäftsbanken ge-
genüber dem griechischen Staat rund 54 Mrd. 
Euro (vgl. Tabelle 1). Auch in Italien besitzen 
inländische Banken substanzielle Forderun-
gen gegenüber dem eigenen Staat. Ende 2010 
betrugen diese gemäss EBA ca. 165 Mrd.  
Euro. Gleichzeitig bestehen für viele dieser 
Finanzinstitute – insbesondere für die gros-
sen, international tätigen Banken – explizite 
oder implizite Garantien der jeweiligen Hei-
matstaaten. Diese Verzahnung von Staat und 
inländischen Banken ist problematisch, weil 
sie das Risiko einer sich selbst verstärkenden 
Abwärtsspirale birgt.

Folgendes Beispiel illustriert den mögli-
chen Teufelskreis: Finanzielle Schwierigkei-
ten bei einer Bank veranlassen den Staat zu 
kostspieligen Interventionen, wodurch sich 
dessen finanzielle Situation verschlechtert. 
Als Folge davon können Zweifel ob der Boni-
tät des Staates – womöglich bestärkt durch 
eine Herabstufung des Kreditratings – auf-
kommen, so dass die Risikoprämien auf An-
leihen dieses Staates ansteigen, was deren 
Wert vermindert. Dadurch verschlechtert 
sich wiederum die Finanzlage der Bank, weil 
sie Verluste auf die von ihr gehaltenen Staats-
anleihen hinnehmen muss.1 Dies führt zur 
erneuten staatlichen Stützung – das «Spiel» 
beginnt von vorn. Dieser Teufelskreis lässt 
sich bis zum Bankrott von Staat und Banken 
fortschreiben. Auslöser können dabei sowohl 
die Banken (z.B. übermässige Risikonahme) 
als auch der Staat (z.B. übermässige Defizite) 
oder beide Seiten gleichzeitig sein.

Über Jahre hatte die oben beschriebene 
riskante Konstellation zwischen inländischen 
Banken und Staat in vielen Euroländern Be-
stand, ohne dass grössere Probleme auftra-
ten. Die Banken galten – nicht zuletzt wegen 
der Annahme staatlicher Garantien – als si-
cher, und die Staatsfinanzen waren entweder 
tatsächlich gesund oder wurden aus verschie-
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1	 Rein buchhalterisch würde sich ein solcher Verlust v.a. 
dann auswirken, wenn die Staatsanleihen von der Bank 
zu Handelszwecken gehalten wird. Hält die Bank hinge-
gen die Anleihe bis zur Fälligkeit, ist sie nach gängigen 
Buchhaltungsregeln nur bei bereits feststehenden Ver-
lusten gezwungen, Wertberichtigungen vorzunehmen. 
Aus ökonomischer Betrachtungsweise findet jedoch  
in jedem Fall ein Wertverlust statt, da die Anleihe einen 
tieferen Wiederverkaufs-/Marktwert aufweist.
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der irische Staat gemäss Eurostat eine Ver-
schuldung von lediglich rund 25% des BIP 
auf (Schweiz 2007: 43% gemäss Maastricht-
Kriterien), und die Banken waren profitabel. 
Aufgrund der Finanzkrise und dem dadurch 
ausgelösten Platzen einer gewaltigen Immo-
bilienblase in Irland gerieten die Banken je-
doch in unmittelbare Insolvenzgefahr, wor-
auf der Staat umfangreiche Garantien zu 
deren Gunsten aussprach. In der Folge ex-
plodierte die Staatsverschuldung: 2010 be-
trug diese gemäss Eurostat bereits 96% des 
BIP. Die Bonität des irischen Staates wurde 
massiv herabgestuft, und die Banken konn-
ten die von ihnen gehaltenen Staatsanleihen 
kaum mehr als Sicherheiten bei der Finan-
zierung am Markt einsetzen. Internationale 
Rettungspakete sowie die Unterstützung für 
Banken bei der Refinanzierung durch das 
ESZB waren erforderlich, um einen soforti-
gen Zusammenbruch des Bankensektors und 
des Staates zu verhindern.

Schlüsselelemente des beschriebenen Teu-
felskreises sind die hohe Verschuldung der 
Banken und das sogenannte Too-big-to-fail-
Problem (TBTF). Der hohe Grad an Fremdfi-
nanzierung erlaubt den Banken, auch mit 
wenig Eigenkapitalunterlegung erhebliche 
Aktiven zu erwerben. Treten dann bei ver-
meintlich sicheren Aktiven wie Staatsanlei-
hen bedeutende Verluste auf, ist die Eigenka-
pitalbasis der Banken schnell verbraucht. 
Gleichzeitig übernehmen einige Banken je-
doch derart wichtige Funktionen für eine 
Volkswirtschaft bzw. für das Finanzsystem, 
dass ihr Ausfall nicht verkraftbar wäre. Diese 
Banken gelten als TBTF, da die von ihnen er-
brachten systemrelevanten Funktionen nicht 
innerhalb einer vertretbaren Frist substitu-
iert werden können. Bestehen keine Mecha-
nismen, die den Erhalt dieser Funktionen 
gewährleisten könnten, ist der Staat faktisch 
zur Rettung dieser Banken gezwungen, selbst 
wenn die Rettung den Staat finanziell zu 
überfordern droht.

Die grenzüberschreitende Dimension

Der beschriebene Teufelskreis erklärt, 
weshalb sich nationale Bankensysteme und 
ihre Heimatstaaten gegenseitig in finanzielle 
Bedrängnis bringen können. Wieso aber 
stellt eine Bankenkrise in Irland eine Gefahr 
für andere Staaten dar? Die Gefahr einer in-
ternationalen Ansteckung rührt zum einen 
daher, dass Anleihen eines Staates zumeist 
auch von ausländischen Banken gehalten 
werden. Folglich schlagen sich direkte Ver-
luste durch Wertänderungen dieser Anleihen 
nicht nur bei inländischen, sondern auch bei 
ausländischen Banken nieder. Diese Verflech-
tung zwischen Staaten und ausländischen 
Banken ist in Europa stark ausgeprägt. So 

denen Gründen – sei es wegen Fehlinforma-
tionen, Fehleinschätzungen oder in Antizi-
pation einer letztlichen Rettung durch die 
anderen Euroländer – als unproblematisch 
erachtet. Im Zuge der Finanzkrise änderte 
sich dies drastisch. Banken mussten mit 
staatlichen Mitteln vor der Zahlungsunfähig-
keit gerettet werden, und die Finanzen vieler 
Staaten verschlechterten sich wegen ebendie-
ser Bankenrettungen sowie der jäh einsetzen-
den Rezession.

Ein besonders frappierendes Beispiel für 
diese Entwicklung liefert Irland: 2007 wies 

	 Griechenland	 Irland	 Portugal	 Eurozone

BIP (in Mio. Euro, laufende Preise)	 230 173	 153 939	 172 699	 9 190 619 
  In % der Eurozone	 2.5	 1.7	 1.9	 100.0

Gesamtbevölkerung (in 1000)	 11 329	 4 480	 10 637	 331 966 
  In % der Eurozone	 3.4	 1.3	 3.2	 100.0

Bruttostaatsverschuldung (in % des BIP)	 142.8	 96.2	 93.0	 85.1

Staatsdefizit (in % des BIP)	 –10.5	 –32.4a	 –9.1	 –6.0

Banken: Exposure gegenüber eigenem	 54 447	 12 466	 19 568	 – 
Domizilstaat (in Mio. Euro)

Tabelle 1

Statistischer Überblick: Periphere Euroländer und gesamte Eurozone, 2010

� Quellen: Eurostat, EBA / Die Volkswirtschafta	 Darin sind Auslagen für Bankrekapitalisierungen  
in Form von Eigenwechseln (ca. 20% des BIP) enthalten, 
für welche keine unmittelbare Marktfinanzierung  
nötig ist.

Kasten 1

Wo stehen die Schweizer Banken?

Die Banken in der Schweiz halten gegenüber 
den angeschlagenen Eurostaaten (Portugal,  
Italien, Irland, Griechenland und Spanien, den  
sogenannten GIPS-Staaten) und den dort ansäs-
sigen Banken Bruttoforderungen in Höhe von 
rund 35 Mrd. US-Dollar (BIZ, 2. Quartal 2011). 
Ein Grossteil dieser Forderungen wird durch die 
Grossbanken und Auslandsbanken in der Schweiz 
gehalten. Kleinere und mittlere Schweizer Ban-
ken sind gegenüber GIPS-Ländern kaum direkt 
exponiert. Mit gut 15 Mrd. US-Dollar resp.  
12,5 Mrd. US-Dollar machen die Ausstände ge-
genüber Italien und Spanien den Löwenanteil 
aus. Die Forderungen gegenüber den peripheren 
Ländern Irland (4,5 Mrd. US-Dollar), Portugal 
(1,5 Mrd. US-Dollar) und Griechenland (1,5 Mrd. 
US-Dollar) sind hingegen vergleichsweise gering. 
Nebst diesen Bilanzforderungen bestehen für 
Schweizer Banken gegenüber den GIPS-Ländern 
weitere potenzielle Forderungen aus Derivaten, 
Garantien und Kreditzusagen im Umfang von 
rund 31 Mrd. US-Dollar). Italien ist erneut Spit-
zenreiter in dieser Gruppe (16 Mrd. US-Dollar), 
gefolgt von Spanien (7 Mrd. US-Dollar), Irland  
(5 Mrd. US-Dollar), Griechenland (1,5 Mrd. US-
Dollar) und Portugal (1 Mrd. US-Dollar). Diese 
potenziellen Guthaben bestehen allerdings nicht 
nur gegenüber Staaten und Banken, sondern  
gegenüber allen Sektoren in den jeweiligen 
Volkswirtschaften. Eine Aufschlüsselung nach 
einzelnen Sektoren nimmt die BIZ für diese For-
derungskategorie nicht vor.

An den gesamten Bilanzforderungen der 
Schweizer Banken gegenüber den Staaten und 
Bankensektoren anderer BIZ-Mitgliedsländer ma-
chen die entsprechenden Ausstände gegenüber 

den GIPS nur rund 4,1% aus. In ähnlicher Grös-
senordnung befindet sich auch der entsprechen-
de Anteil der potenziellen bzw. nicht bilanzierten 
Forderungen (3,7%). Die BIZ-Zahlen entspringen 
einer buchhalterischen Optik und vernachlässi-
gen gewisse Verrechnungsmöglichkeiten für For-
derungen der Banken. Werden solche Saldierun-
gen einbezogen, verringern sich die Ausstände 
der Schweizer Banken. Bei Berücksichtigung der 
Risikoabsicherungsinstrumente der Banken redu-
zieren sich diese potenziell gefährdeten Gutha-
ben weiter. Insgesamt ist die direkte Exposure der 
Schweizer Banken gegenüber den GIPS-Ländern 
daher als moderat einzustufen.

Das geringe Gewicht dieser Risikopositionen 
im Verhältnis zu den gesamten Auslandsforderun-
gen darf aber nicht darüber hinweg täuschen, 
dass die Exposure im Verhältnis zu den Eigenmit-
teln der Institute erheblich ist. Die Tier-1 Eigen-
mittel etwa der Credit Suisse und der UBS betra-
gen rund 37 Mrd. (Juni 2011) resp. 38 Mrd. Fran-
ken (September 2011). Zudem berücksichtigen 
die erwähnten Risikopositionen nur mögliche di-
rekte, jedoch keine indirekten Verluste eines Zah-
lungsausfalls, welche sich aus der Verbreitung der 
Krise auf andere Staaten ergeben könnten. Sol-
che Ansteckungseffekte stellen aufgrund der be-
schriebenen Verflechtung im Bankensektor ein 
ernstzunehmendes Risiko dar. Zudem können sich 
weitere Risiken (z.B. Wechselkursrisiken im Zuge 
einer starken Abwertung des Euro) auf schwer ab-
zuschätzende Weise in den Bilanzen der Banken 
niederschlagen. Schliesslich ist auch ungewiss, 
ob Risikominderungsinstrumente im Falle einer 
Systemkrise vollumfänglich greifen würden.
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im 2. Quartal 2011 Bilanzforderungen ge-
genüber irischen Banken von brutto rund 21 
Mrd. resp. 17 Mrd. US-Dollar. Grafik 1 ver-
mittelt ein partielles Bild der internationalen 
Finanzverflechtungen.

Über diese Bilanzforderungen hinaus be-
stehen auch finanzielle Verknüpfungen zwi-
schen den Bankensektoren aufgrund von  
Beteiligungen. Die schwer angeschlagene 
Emporiki, die fünftgrösste Bank Griechen-
lands mit Ausleihungen von ca. 22 Mrd. Eu-
ro, ist fast zu 100% im Besitz der französi-
schen Crédit Agricole (CA). Daher ist die CA, 
welche Tier-1-Eigenkapital in Höhe von ca. 
60 Mrd. Euro (Juni 2011) besitzt, gegenüber 
Griechenland stark exponiert, auch wenn sie 
nur rund 650 Mio. Euro an griechischen 
Staatsanleihen hält.

Der Ausfall eines Staates birgt somit die 
Gefahr einer unkalkulierbaren Kettenreakti-
on: Zuerst trifft es den nationalen Banken-
sektor und einzelne ausländische Banken. 
Die Schieflage dieser Banken destabilisiert 
wiederum weitere Bankensektoren in ande-
ren Ländern usw. Verstärkt wird dieser Pro-
zess dadurch, dass sich angeschlagene Ban-
ken zumeist nicht mehr oder nur noch 
prohibitiv teuer am Interbankenmarkt refi-
nanzieren können, da deren Rückzahlungs-
fähigkeit angezweifelt wird – so geschehen in 
Griechenland, Irland und Portugal, wo Ban-
ken auf Liquiditätshilfe durch das ESZB exis-
tenziell angewiesen sind, sowie zunehmend 
auch in Spanien und Italien. Letztlich sehen 
sich die Staaten mit einem Flächenbrand 
konfrontiert, dessen Ausmass die finanzielle 
Kapazität selbst grosser Staaten übersteigen 
könnte. 

Die bestehenden Verlustrisiken und die 
finanziellen Verflechtungen werden zudem 
durch das Halten von derivativen Finanz
instrumenten – wie etwa Absicherungen ge-
gen Kreditausfälle (Credit Default Swaps, 
CDS) von Staaten und Banken – noch akzen-
tuiert (siehe Kasten 2). Wie gross die durch 
CDS entstehenden Risiken für einzelne Ban-
ken bei einem Zahlungsausfall eines be-
stimmten Staates oder einer anderen Bank 
sind, kann allerdings kaum beziffert werden, 
da keine Zusammenführung der Daten für 
den CDS-Handel erfolgt. Dies liegt unter an-
derem daran, dass viele CDS bilateral und 
ausserbörslich – sogenannt Over the Counter 
(OTC) – gehandelt werden. Für die Markt-
teilnehmer, aber auch für die Aufsichtsbe-
hörden sind die Folgen eines Ausfalls somit 
kaum abzuschätzen. Diese Unsicherheit über 
die Risikopositionen von Banken kann zu 
Bedenken hinsichtlich Rückzahlungsfähig-
keit einzelner Institute führen und damit zur 
obenerwähnten Kreditverknappung am In-
terbankenmarkt beitragen.

hielten gemäss der Bank für Internationalen 
Zahlungsausgleich (BIZ) französische und 
deutsche Banken Ende des 2. Quartals 2011 
Bruttobilanzforderungen gegenüber dem 
griechischen Staat von rund 10,5 Mrd. US-
Dollar resp. 12,5 Mrd. US-Dollar. Dabei sind 
einzelne Institute – wie etwa die belgisch-
französisch-luxemburgische Dexia2 – mit 
Ausständen von ca. 3,5 Mrd. Euro bei einem 
Tier-1-Eigenkapital von rund 14,5 Mrd. Euro 
(Juni 2011) massiv exponiert.

Zum anderen bestehen – neben den Ver-
bindungen zwischen Banken und Staaten – 
auch Verbindungen zwischen den Banken-
sektoren verschiedener Länder. So besassen 
beispielsweise Banken aus Deutschland und 
aus dem Vereinigten Königreich gemäss BIZ 

2	 Am 10.10.2011 haben die an Dexia beteiligten Regierun-
gen Belgiens, Frankreichs und Luxemburgs entschieden, 
dass der Konzern entlang der nationalen Grenzen auf
gespalten und teilweise verstaatlicht wird. Einige Aktivi-
täten der Bank werden verkauft. Die Risikopapiere im 
Umfang von 90 Mrd. Euro werden in eine sogenannte 
«Bad Bank» ausgelagert und mit staatlichen Garantien 
über zehn Jahre abgesichert.

Kasten 2

Credit Default Swaps

Credit Default Swaps (CDS) sind Kreditderiva-
te, mit welchen Verlustrisiken aus einem Zah-
lungsausfall – etwa eines Staates oder einer Bank 
– abgesichert werden können. Die Funktionswei-
se von CDS ähnelt derjenigen eines Versiche-
rungsvertrages: Der Sicherungsnehmer erkauft 
sich mit periodischen Prämienzahlung sowie oft-
mals einer anfänglichen Gebühr (Upfront) das 
Recht auf eine Ausgleichszahlung im Fall eines im 
Voraus festgelegten Kreditereignisses wie bei-
spielsweise einer nicht fristgerechten Bedienung 
einer Anleihe. Umgekehrt empfängt der Siche-
rungsgeber die Prämienzahlungen sowie den Up-
front und leistet bei einem Kreditereignis die 
Ausgleichszahlung.

Für den aktuellen Fall der Schuldenkrise im Eu-
roraum sind diese prinzipiell sinnvollen Siche-
rungsinstrumente aus zweierlei Gründen von Be-
lang:
−	Einerseits erhöhen CDS potenziell die Verluste, 

welche beispielsweise bei einem Staatsbankrott 
entstehen. Im Unterschied zu klassischen Versi-
cherungsverträgen besteht keine Begrenzung 
der insgesamt durch CDS zu versichernden Sum-
me in Höhe des zugrundeliegenden Vermögens-
werts. Salopp ausgedrückt erlauben CDS eine 

Überversicherung. Als Folge davon können et-
wa bei einem Staatsbankrott die insgesamt fäl-
ligen Zahlungen deutlich höher ausfallen als 
die Schulden eines insolventen Staates. Diese 
CDS-Ausgleichzahlungen kompensieren dabei 
nicht automatisch die Verluste der Anleihen-
gläubiger, sondern führen unter Umständen zu 
Einkünften an dritter Stelle. Grund dafür ist, 
dass bei einem CDS dem Sicherungsnehmer – 
ebenfalls im Unterschied zu einer klassischen 
Versicherung – kein Schaden entstanden sein 
muss, um einen Anspruch geltend machen zu 
können. Somit können auch Akteure als CDS- 
Sicherungsnehmer eines Staates auftreten, 
welche gegenüber diesem Staat gar keine Aus-
stände aufweisen.

−	Andererseits führen CDS zu einer noch weiter 
verzweigten Verflechtung auf den Finanzmärk-
ten, da verschiedenste Finanzinstitute – Ban-
ken, Versicherungen etc. – als Sicherungsgeber 
am Markt aktiv sind. Daher entstehen z.B. bei 
einem Staatsbankrott nicht nur den unmittel-
baren Anleihengläubigern des zahlungsunfähi-
gen Staates, sondern auch weiteren als Siche-
rungsgeber auftretenden Instituten Verluste.

� Quelle: BIZ / Die Volkswirtschaft
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Stresstests durch die Erhebung umfassen-
der Daten zu mehr Transparenz bezüglich 
der finanziellen Verpflichtungen von Ban-
ken, was Unsicherheit abbaut. Im Fall der 
Finanzverflechtungen ist dies das primäre 
Ziel, da Verbote schwierig umzusetzen 
wären und auch zum Verlust von Diversi-
fizierungsvorteilen führen könnten.

−	 Zur Lösung des TBTF-Problems sehen 
viele Reformvorhaben – nebst den er-
wähnten höheren Kapital- und Liquidi-
tätserfordernissen – auch organisatorische 
Vorkehrungen vor. Dank diesen soll es im 
Notfall möglich sein, systemrelevante Tei-
le von Banken herauszulösen und weiter 
zu betreiben, während die übrigen Teile in 
ein geordnetes Konkursverfahren über-
führt werden. Passend dazu werden vie-
lerorts auch Änderungen am Bankenin-
solvenzrecht angestrebt.

Grundsätzlich sind die Stossrichtungen 
der genannten Reformen zielführend und 
sinnvoll. Damit die Reformbemühungen in 
der Praxis ihre gewünschte Wirkung entfalten 
können, ist es nun notwendig, durchdachte, 
konkrete Massnahmen zu formulieren und 
diese vor allem rasch und konsequent umzu-
setzen. Denn wie sagte schon Erich Kästner: 
«Es gibt nichts Gutes ausser: Man tut es.»� m

Wege aus der Krise

Summarisch lässt sich festhalten, dass ei-
ne Kombination aus unterkapitalisierten 
Banken, dem TBTF-Problem sowie starken 
nationalen und internationalen Finanzver-
flechtungen für die Entstehung und Ausbrei-
tung der Schuldenkrise essenziell war und 
ist. Auf der Suche nach Auswegen aus der ge-
genwärtigen Krise sowie nach Prophylaxen 
für künftige Krisen setzen daher aktuelle Re-
formen – abgesehen von der unerlässlichen, 
nachhaltigen Sanierung der Staatshaushalte, 
auf welche in diesem Artikel nicht eingegan-
gen wird – unter anderem an folgenden 
Punkten an: 
−	 Durch verschärfte Kapital- und Liquidi-

tätsvorschriften – etwa im Rahmen von 
Initiativen des Basler Ausschusses für 
Bankenaufsicht (Basel III) oder des Fi-
nancial Stability Boards (FSB) – werden 
insbesondere die Bankbilanzen von syste-
misch relevanten Instituten mittelfristig 
gestärkt, um damit die Schockresistenz 
des Finanzsystems zu erhöhen.

−	 Mit den vielerorts durchgeführten Stress-
tests und den daraus abgeleiteten Mass-
nahmen werden ebenfalls Schwächen bei 
den Kapitalpolstern aufgedeckt und eli-
miniert. Darüber hinaus führen diese 

«Die vom Bundesrat verabschiedete  

E-Government-Strategie Schweiz ver-

langt, dass die Kommunikation und 

der Datenverkehr sowohl zwischen 

der Bevölkerung und den Behörden 

als auch zwischen den Ämtern mittel- 

fristig elektronisch abgewickelt wer-

den», erklärt Hermann Schlatter, Chef 

Jürg Schneider (l.) und Hermann Schlatter von der Steuerverwaltung  
des Kantons Schaffhausen sind von den Vorteilen der E-Rechnung überzeugt. 

der Abteilung Natürliche Personen  

bei der Steuerverwaltung des Kan- 

tons Schaffhausen. «Unsere Kantons- 

regierung verfolgt diese Strategie mit 

Nachdruck. Die E-Rechnung ist ein 

Teil davon.»

Schneller und genauer

Die Vorteile liegen auf der Hand. «Die 

Steuerpflichtigen erhalten die Rech-

nung zeitnah und übersichtlich in ihr 

E-Finance- oder E-Banking-System», 

sagt Schlatter. «Der Zahlungsprozess 

ist einfacher und schneller: Mit weni-

gen Klicks ist die Rechnung bezahlt.» 

Da die Rechnungsdaten wie die Re-

ferenznummer bei der E-Rechnung 

automatisch in den Zahlungsauftrag 

übernommen werden, minimiert sich 

die Fehlerquelle. Selbstverständlich 

können Kundinnen und Kunden von 

PostFinance auch ihre elektronischen 

Rechnungen in Raten bezahlen.

Einfach, günstig und ökologisch

«Für uns als Steuerverwaltung ist die 

E-Rechnung ebenfalls interessant: 

Wir entsprechen dem Bedürfnis der 

Bevölkerung, die Rechnungszustel-

lung kann besser nachverfolgt wer-

den, und mittelfristig sparen wir 

Druck- sowie Versandkosten», sagt 

Jürg Schneider, Informatik, Steuerver-

waltung des Kantons Schaffhausen. 

Und er ergänzt: «Mit PostFinance als 

Partnerin konnten wir die E-Rechnung 

erfolgreich einführen.» Zurzeit laufen 

noch rechtliche Abklärungen: «Wir ha-

ben im Mai die provisorische Rech-

nung elektronisch zugestellt und sind 

zuversichtlich, dass wir den rund  

700 angemeldeten Personen bald 

auch die definitive Steuerrechnung als 

E-Rechnung anbieten können.»

Die Steuersoftware

Die KMS AG mit Hauptsitz in 

Kriens bietet mit «NEST Steuern» 

eine flexible Lösung, die alle 

Steuerarten und den gesamten 

Prozess der Steuererhebung ab-

deckt. Heute setzen elf kanto-

nale und über 200 kommunale 

Steuerverwaltungen auf die  

Software. Entsprechend den 

Bedürfnissen der Steuerverwal-

tungen wird die Funktionalität 

zur Erstellung der E-Rechung 

ständig weiterentwickelt. 

www.kms-ag.ch

Die Schweizerische Post
PostFinance
Beratung und Verkauf  
Geschäftskunden
Telefon 0848 848 848
www.postfinance.ch/ 
e-rechnung

Die E-Rechnung als Teil des E-Government
Die Steuerverwaltungen  
des Kantons Schaffhausen 
haben die E-Rechnung 
zusammen mit PostFinance 
erfolgreich eingeführt. 
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